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Resolution der Generalversammlung 

[aufgrund des Berichts des Fünften Ausschusses (A/63/645)] 

63/256. Umfassender Vorschlag zur Schaffung geeigneter Anreize zur 
Mitarbeiterbindung beim Internationalen Strafgerichtshof für 
Ruanda und beim Internationalen Strafgerichtshof für das  
ehemalige Jugoslawien 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über den umfassenden Vorschlag 
zur Schaffung geeigneter Anreize zur Mitarbeiterbindung beim Internationalen Strafge-
richtshof für Ruanda und beim Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugosla-
wien1, 

 sowie nach Behandlung des entsprechenden Kapitels in dem Bericht der Kommission 
für den internationalen öffentlichen Dienst für das Jahr 20072, 

 ferner nach Behandlung des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen3, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 61/274 vom 29. Juni 2007 über den umfassenden 
Vorschlag zur Schaffung geeigneter Anreize zur Mitarbeiterbindung beim Internationalen 
Strafgerichtshof für Ruanda und beim Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über den umfassenden 
Vorschlag zur Schaffung geeigneter Anreize zur Mitarbeiterbindung beim Internationalen 
Strafgerichtshof für Ruanda und beim Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien1, 

_______________ 
1 A/62/681. 
2 Official Records of the General Assembly, Sixty-second Session, Supplement No. 30 und Korrigendum 
(A/62/30 und Corr.1), Kap. II.B. 
3 A/62/734. 



A/RES/63/256 

 2 

 2. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Resolution den Schluss-
folgerungen und Empfehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen3 an; 

 3. nimmt Kenntnis von den Ziffern 14 und 15 des Berichts des Beratenden Aus-
schusses; 

 4. erkennt an, dass es von entscheidender Bedeutung ist, hochqualifiziertes Fach-
personal zu binden, um alle Gerichtsverfahren zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen 
und die im Rahmen der jeweiligen Abschlussstrategien der Gerichtshöfe festgelegten Ziele 
rechtzeitig zu erreichen; 

 5. ersucht den Generalsekretär, den Mitarbeitern nach Maßgabe der im Rahmen 
der jeweiligen Verfahrensplanung vorgesehenen Termine für den Stellenabbau Verträge auf 
der Grundlage der bestehenden Vertragsarten anzubieten, damit sie im Hinblick auf ihre 
künftige Beschäftigung Gewissheit erlangen und so sichergestellt wird, dass die Gerichtshö-
fe über die erforderlichen Kapazitäten für den wirksamen Abschluss ihrer jeweiligen Man-
date verfügen, wie von der Kommission für den internationalen öffentlichen Dienst in Zif-
fer 21 b) ihres Berichts2 empfohlen. 

74. Plenarsitzung  
24. Dezember 2008 


